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Nr. 39. Dels, den 2. September 1914. 52. Jahrgang.
 

Amtlicher Theil.
A. Bekanntmachungen des

Nr. 421. Oels, den 31. August 1914.
Die Ortsbehörden weise ich nochmals darauf hin,

daß sie die Familienunterftützungen im Falle der Be-
dürftigkeit vorfchußweife zu zahlen haben, ohne besondere
Anweisung von mir abzuwarten.

Nr. 422. Oels, den 1. September 1914.
Die diesjährigen Herbftferien für die ländlichen Schulen

des Kreises habe ich auf die Zeit vom 19. September
1914 (Schluß des Unterrichts) bis zum 19. Oktober
1914 (Wiederbeginn des Unterrichts) festgesetzt. Für
die Schulen, bie vier Wochen Sommerferien hatten, dauern
die Herbstferien nur drei Wochen. Der Wiederbeginn des
Unterrichts hat bann am 12. Oktober 1914 zu erfolgen. So-
fern für einzelne Ortschaften eine Verfchiebung der Ferien er-
wünscht ift, wollen die Beteiligten (Guts- und Gemeinde-
vorstände) nach ftattgefundener (Einigung unterein-
ander bis fpätestens den 12. September 1914 bei
mir entsprechende Anträge durch Vermittelung des Herrn
Ortsfchulinfpektors einreichen. Aenderungsanträge, welche erft
nach dem 12. September 1914 eingehen, können nicht mehr
berücksichtigt werden, da ich die vorgenonimene Aenderung noch
den Herren Kreisfchulinfpektoren mitteilen muß, welche die
erfolgte Festsetzung der Ferien spätestens 8 Tage vor Beginn
derselben der Königlichen Regierung mitzuteilen haben.

Für die Schulen eines und desselben Ortes find die
Ferien übereinstimmend festzusetzen.

Nr. 423. Oels, den 26. August 1914.

Viehseuehenpolizeiliche Anordnung.
Unter den Rindviehbeständen des Bauergutsbesitzers

Robert Chriftalle in Korschlitz und der Witwe Hilbig
in Schützendorf ift die Maul- und Klauenfeuche ausgebrochen.

Zum Schutze gegen die Weiteroerbreitung der Seuche wird
auf Grund der §§ 18 ff. des Viehfeuchengefetzes vom 26. Juni
1909 (R. G. Bl. S. 519 ff.), der Ausführungsvorschriften des
Bundesraths voni 7. Dezember 1911 (9?. G. Bl.1912 S. 3 ff.)
unb ber §§ 154 der viehfeuchenpolizeilichen Anordnung des
Herrn Ministers für Landwirthfchaft, Domänen und Forsten
von-i 1. Mai 1912 bis auf weiteres Folgendes angeordnet:

Den Sperrbezirk bildet das porgenannte verseuchte Gehöft.
Die in meiner viehfeuchenpolizeilichen Anordnung vom

10. August d. Js. (Kreisblatt S. 117) erlassenen Vorschriften
finden auch auf das vorbezeichnete gefperrte Gehöft Anwendung.

Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent-
lichung in Kraft.

Der Königliche Landrath.
Graf Kospoth.

Nr. 424. » 5 Oels, den 31. August 1914.
Das Königliche stellvertretende Generalkommando 6. Armee-

korps hat in Abänderung der Nr. 4 letzter Absatz der Bekannt-
machung über die Verschärfung des Kriegszustandes bestimmt,  

Königlichen Landraths.
daß die Wirthshäufer erlt um 11 Uhr abends zu schließen find.
Sllusgefchlogfen von«dieser Verlängerung der Polizeistunoe sind
alle Wirth chaften, in denen Branntwein und Spirituofen ver-
abreicht werben. Die Verlängerung gilt nur solange, als sich
keine Mißstände daraus ergeben. h

·Das stellvertretende Generalkommando hat hieran an-
fchließend darauf hingewiesen, daß Anzeigen wegen Ueber-
tretung der Polizeiftunde nicht an das Generalkonimando (wie
es vielfach gefchieht), sondern an »das Kriegsgericht zu richten
find. Die Gastwirthe find durch die Ortsbehörden darauf auf-
merksam zu machen, daß Uebertretungen obiger Art mit Ge-
fängnis bestraft werden. ·

Für die Bereiche der Festungen gelten die Bestimmungen
der eftungskommandanten.

Nr. 425.« Oels, den 28. August 1914.
Die ‚Quittungen auf den Anerkenntnissen für ausgehobene

Pferde. Wagen und Geschirre müssen auf die Reichskasfe
und nicht aus die Kreiskaffe lauten.

Nr. 426. Berlin, den 24. August 1914.
Für die Kriegführung ist es von großer Wichtigkeit, daß

der Autoniobilverkth worauf durch Erlasfe und durch die
Presfe wiederholt nachdrücklich hingewiesen worden ift, un-
gehindert vonstatten geht. Wie mir der Herr Kommandeur
des Kaiserlichen Freiwilligen Automobilkorps mitteilt, erkennen
die beteiligten Mitglieder des Korps zwar an, daß die Polizei-
organe bemüht sind, den Wagenverkehr möglichst günstig zu
regeln, die Kraft der an sich geringen Polizeikräste versage
aber manchmal und vor allem gegenüber den Kindern. Nach
den Bekundungen der Automobiliften suchen die Kinder wie
in früheren automobilfeindlichen Zeiten, gleichviel ob die Jn- .
saffen der Wagen Offiziere oder Zivilpersonen find, die Fahrer «·
zu belästigen. Faft in jedem Dorfe stellten fich Kinder mitten
in den Weg, sprangen im letzten Augenblick zur Seite und
beirrten so den Fuhren Dieser könne natürlich nicht vorher
wissen, nach welcher Seite die Kinder forteilen, ebensowenig
wie er berechnen könne, ob die absichtlich über die Straße
laufenden Kinder die andere Seite rechtzeitig erreichen oder
im Laufe stürzen würden. Der Fahrer fei daher genötigt
abziiftoppen, wodurch Zeit verloren gehe, ber Wagen in die
Gefahr des Schleuderns gerate und unnütz Benzin, Gummi
und nicht zuletzt Nervenkraft, deren fparsamer Verbrauch in
der jetzigen Zeit von größter Bedeutung ist, Verschwendet werdel
Andere Kinder suchten, wie des weiteren erwähnt wird, durch
Haltezeichen, falsche Richtungsweisung und durch sichtbar ge-
machte Absicht, mit Gegenständen zu werfen, die Automobiliften
irre zu führen, wieder andere schrien beim Vorbeifahren fo
laut, daß der Fuhren um nach dem Grunde zu forschen, den
Wagen zum Halten bringe. Daß durch Steinwürfe nach Aiitos
schon sehr viel Unheil angerichtet worden ift, braucht nicht
besonders hervorgehoben zu werden; aber auch das Zuwersen
oder Bewerfen mit Blumen und Obit kann gleiche schwere
Folgen haben. Das geschilderte Verhalten der Kinder birgt
nicht allein erhebliche Gefahren für ihr eigenes Leben und die
Gesundheit der Kraftwagenfahrer, es gefährdet insbesondere
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auch in hohem Maße die pflichtmäßige Durchführung der
militärifchen Aufträge, wodurch der Heeresleitung unter Um-
ständen fchwere Nachteile zugefügt werden können. Solchem
Aergerniffe durch die Kinder muß daher mit allen gebotenen
Mitteln gesteuert werden. Da die Polizeiorgane namentlich
auf dein Lande nicht rechtzeitig und überall solche Unarten
verhindern können, erfuchen wir Euer Hochgeboren (Hochwohl-
geboren) ergebenft, Die Geistlichen und Lehrer schleunigst an-
zuweisen, die Kinder vor einem derartigen fchändlichen und
gefährlichen Treiben nachdrücklichft zu warnen unD im Ueber-
tretungsfalle unnachfichtlich eXemplarifche Schulftrafen gegen
die Missetäier zu verhängen. Werden die Polizeiorgane in
dieser Weise von den zur Erziehung der Kinder berufenen
Kreisen wirksam unterstützt, fo ist zu hoffen, daß die Klagen
der Kraftwagenfahrer verstummen werden und der schwere
Dienst der Aiitomobiliften für Heer und Vaterland sich aller-
orten gefahrlos und schnell abwickeln wird.
Der Minister der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten.

gez. von Trott zu Solz.
Der Minister des Innern.

gez. Von LoebelL

Oels, den 31. August 1914.
Vorstehenden Erlaß bringe ich zur Kenntnis der Herren

Kreisfchulinfpektoren, Geistlichen und Lehrer.

Nr. 427. Oels, den 26. August 1914·
Der Feuermeldedienft ist am 1. Juli d. Js. allge-

mein aufgenommen worden.

Nr. 428. Oels, den 2. September 1914.
Vom Kriegsminifterium find für die Freigabe von Be-

triebsftoffen für Explosionsmotore in landwirthfchaftlichen,
staatlichen und kommunalen Betrieben folgende Vorschriften
erlassen worden:

1. Für Explosionsmotoren in landwirthfchaftlichen, staat-
lichen und kommunalen Betrieben darf der unumgänglich
notwendige Betriebsftoff in Schwer benzin und Schwer-
beiizol verabfolgt werden.

2. Es ist zu verstehen unter
Schwerbenzin eine Ware, von welcher überfieden bis zu

1000 Celfius nicht mehr als 13 Vol. %

1600 » » » » 85 Vol- %r
Schm erbenaol alle Benzolforten, welche von 120° Celfius
an zu sieden beginnen.

3. Den Nachweis, daß das abzugebende Schwerbenzin oder
Schwerbenzol den angegebenen Bedingungen entspricht,
hat der abgebende Lieferaiit auf Verlangen der frei-
gebenden Stelle durch Atteft einer behördlichen Unter-
gugningsftelle oder eines vereideten Handelschemikers zu
u ren.
Die Prüfung der Sorte hat nach Engler’fchem Ver-

fahren unter dreimaligem Zuriickgehen um 10° Eelfius
zu erfolgen.

4. Die Verabfolgung darf nur gegen einen vom stellver-
tretenden Generalkommando des betreffenden Bezirks
ausgestellten Freigabefchein, der von Lieferanten einzu-
behalten ift (oergl. Ziffer 6), erfolgen.

5. Der Freigabefchein ift vom Verbraucher bei der unter
4 genannten Stelle zu beantragen. Der Antrag muß
Menge und Art des erbetenen Betriebsftoffes und den
Verivendungszweck enthalten. Außerdem muß die Not-
wendigkeit des angeforderten Bedarfs für Landwirt-
fchaftliche Zwecke durch ein Anerkenntnis des Landraths,
für staatliche und kommunale Zwecke durch ein solches des
Regierungspräfidenten »der der entsprechenden Verwaltungs-
behörden bestätigt fein.

6. Jeder Lieferant, der nach vorftehendem Schwerbenzin oder
Schwerbenzol abgibt, hat Diefe Mengen allwöchentlich am
Sonnabend abend der Jnfpektion des Militär-Luft- und
Kraftfahrwefens in Berlin-Schöneberg, Fiskalifche Straße
unter Beifügung der Freigabefcheine schriftlich anzuzeigen.
Die Briefe können unfrankiert als »Heeresfache« abgesandt
werden, müssen dann aber den Stempel einer Miliiär-,
Polizei- oder Ortsbehörde erhalten.

7. Die Freigabe der gegenwärtig in landwirthfchaftlichen
Betrieben felbft befchlagnahmien Benzins und Benzol-
mengen kann ohne Rücksicht auf ihre Beschaffenheit (vergl.  

Ziffer 2) erfolgen, im übrigen aber unter Beachtung der
vorstehenden Bestimmungen.
Das Kriegsminifterium weist jedoch ausdrücklich darauf

hin, daß fich diese Freigabe nur durchführen läßt, wenn sich
die Inanspruchnahme in den mäßigiten Grenzen hält. Sie
müßte aufgehoben werden, wenn der Verbrauch zu groß wird.
Es liegt daher im eigenften Interesse der Motorbefitzer, wo
angängig, anstatt des Benzins oder Benzols oder vermischt
mit diesen auch andere Betriebsftoffe (Spiritus· oder Leicht-
petroleum) zu verwenden. Die in letzter Zeit namentlich
mit Spiritus (etwa 20 % Benzol und 80 % Spiritus) ge=
machten Versuche haben dem Vernehmen nach ein durchaus
günstiges Ergebnis gehabt, sodaß viele Stellen bereits zum
Spiritusbetriebe übergegangen find.

Nr. 429. Berlin W. 9,, den»17. Juli 1914.
Es sind Zweifel darüber entstanden, wie Fleisch zu behandeln

ist, das bei der Nahruiigsmittelkontrolle zu Beanftandungen
Anlaß gibt. Um eine Gleichmäßigkeit des Verfahrens herbei-
anführen, erfuchen wir folgende Gesichtspunkte zu beachten:

1. Erfolgt die Beanstandung des Fleisches deshalb, weil aus
dem Fehlen von Unterluchungsftempeln oder aus anderen
Umständen gefol ert tverden muß, »daß es einer amtlichen
Untersuchung au Grund des Fleischbefchaugefetzes noch
nicht unterworfen worden ift, fo richtet fich das weitere
Verfahren nach den Bestimmungen über »Befchlagnahme
bei Zuwiderhandlungen gegen Strafvorfchriften, bei denen
eine Einziehung von Gegenständen vorgesehen ist. Es liegt
alsdann eine Uebertretung des § 27 Nr. 3 des Fleisch-
befchaugefetzes vor, und nach § 28·ebenda kann in diesem

all auf die Einziehung des Fleische-:- erkannt werden.
u einer besonderen Vorsorge für die Verwertung solchen

Fleisches wird im allgemeinen kein Anlaß vorliegen. Es
kann daher auch davon abgesehen werden, nicht voll-
taii lifches derartiges Fleisch auf die Freibank zu ver-
wei en.

2. Dasselbe gilt, wenn vorschriftsmäßig untersuchtes, aber als
minderwertig oder bedingt tauglich befundeiies leifch ohne
Genehmigung der Otspolizeibehörde des Ausfuirortes ein-
geführt wird. Jn diefem Falle liegt eine Uebertretung der
sporfchriften über den Vertrieb beanstandeten Fleisches vor
(v l. § 35a Der Ausführungsbeftimmungen zum Fleisch-
be chaugefetze vom 20. März 1903 in Der Fassung vom
17. August 1907 L. M. Bl. 1907 S. 362}. Auch hier wird
von einer etwaigen Verweifung des Fleisches auf die Frei-
bank abgesehen werden können. » «

3. Wenn das Fleisch zwar einer amtlichen Fleifchbefchau unter-
worfen gewesen ift, aber trotzdem bei der Nahrungsmittel-
kontrolle aus gesundheitspolizeilichen Grunden» zu Be-
anftandungen Anlaß gibt. fei es, daß es nachtra'glich'ner=
Dorben ift, fei es, daß Mängel. entdeckt werden, die bei der
Fleifchbefchau aus Fahrläffigkeit oder aus anderen Grunden
nicht festgestellt worden find, fo ift fur das weitere Verfahren
zunächst zu beachten, ‚Dafa hierfür in erfter Linie nicht die
Vorschriften· des Fleifchbefchaugefetzes, ondern die des
Nahrungsmittelgeietzes maßgebend find. .. enn auch die mit
der Nahrungsmittelkontrolle befaßten Tierarzte als befugt und
verpflichtet angesehen werden müssen, bei der Kontrolle auf
die vorschriftsmäßige Ausübung derFleischbefchau zu achten
und Da, wo fie zu Bedenken Anlaß gibt, in eine eingehendere
Nachprüfung einzutreten, fo ift doch daran festzuhalten,
daß die Untersuchungen nicht Nachunterfuchuiigen auf Grund
des FleifchbeffchaugefetzeD sondern felbjtandige Unter-
suchungen au Grund des «Nahrungsniittelgefetzes find.
Es ift daher nicht an äii ig, die Tierarzte bei der Nahrungs-
mittelkontrolle mit· let chbeschauftenipeln auszuruften, um
Fleisch, das nach ihrer Ansicht bei der Fleifchbefchau un-
richtig behandelt ist, anderweit abzuftempeln.· Auch bei der
Beurteilung des Fleisches werden fich die Tierarzte egens
wärtig halten mü fen, daß die Beanstandungen von leifch
bei der Nahrungsmittelkontrolle nicht auf Grund des Fleisch-
befchaugefetzes, sondern auf Grund des Nahrungsmittel-
aefetzes erfolgen, und daß hiernach Voraussetzung furdie
Beanstandung Verdorbenheib oder gefundheitsfchadliche
Beschaffenheit des Fleisches ift. Bei der Entscheidung
darüber, ob diese Voraussetzungen ·vorliegen, werden aller-
dings den Tierärzten die Vorschriften des Fleifchbefchau-
gesetzes als Anhalt dienen Eonnen. ‚

Fleisch, das nach den· Ausful)rungsbeftimmungen zu
diefem Gesetz als untauglich oder als .bedingt’tai»iglich»an-
zusehen ist, wird auch als als gefundheitskchadlich im Sinne
des Nahrungsmittelgefetzes zu erachten ein. Bei Fleisch
Dagegen, das nach den Fleifchbefchauvorfchriften als minder-
wertig anzufprechen ift, wird von Fall· zu Fall zu ent-
scheiden fein, ob es als gefundheitsfchadlich zu beanstanden



134

ift oder nicht. Bei Vorliegen vgn Tuberkulose wird die
Frage vielfach bejaht werden konnen, während in den
anderen ällen des § 40 ber Ausfuhrungsbesttmmun en
A bes unbesrats zum Fleifchbefchaugefetze eine 5 e=
anftanbung oft untuiilich sein wird. Jn jedem Fall aber
wird bei der Beurteilung ·des zu beanstandenden Fleisches
als minderwertig oder bedingttauglich besonders zu beachten
fein, daß dem Tierarzte gewöhnlich nicht alle Organe des
Tieres zur Untersuchun zur Versagung stehen. Er wird
sich daher »in feinem· rteil besondere Vorlicht auferlegen
müffen. Die Vorschriften des § 18’B. B. A. über die Be-
urteilung von Fleisch-« bei dem nicht mehr sämtliche zur
Unterfuchun er orderlichen Teile vorhanden find, werden
hier als Angalt dienen können. _

. Wird hiernach bei der Nal)rungsm1ttelkontrolle Fleisch be-
anstandet, so können wegen der weiteren Behandlung
Zweifel insoweit nicht entstehen, als nach Ansicht des Tier-
arztes das beanstandete Fleisch auf Grund des Fleifchbeschau-
gesetzes als genußuntaiiglich zu beanstanden gewesen wäre.
Solches Fleisch unterliegt der »Vernichtung. Anders liegt
der Fall bei demjenigen Fleisch-· das Pwar nach dem
Nahrungsmittelgefetz als gesuiidheitsfchäd ich anzusehen ist,
aber nach dem Fleifchbefchaugefetz »als minderwertig oder
bedin t tauglich unter gewissen Einschränkungen in den
Verkle gegeben werden könnte.· An sich würde auch hier
nach dem Nahrungsmittelgefetze die Vernichtung des cFleisches
als berechtigt anzusehen ·sein. Es kann aber im Jnteresfe
der Erhaltung wirtschaftlicher Werte und zur VermeidungW
von» zu großen Schadigun en der betroffenen fchulblofen
Besitzer erwünscht fern, ba solches Fleisch möglichst nutz-
bringend verwertet wird. Es muß daher darauf Bedacht
genommen werden, »dem Fleische, wenn irgend angängig,
da, wo sich eine Freibank am Orte befindet, die Zulasfung
zu dieser durch Vereinbarung mit ber Freibankverwaltun
zu sichern. Jmspubrigen darf ferne Verwertung nur na
denselben Grundsatzen gestattet werden, die·für das bei der
ordentlichen Fleifchbefchau als minderwertig oder bedingt
tauglich erklärte »Fl»eifch· gelten.» Soweit eine derartige Ver-
wertung nicht nioglich ist oder ihre Durchführung nicht über-
wacht werben kann, muß das beanstandete Fleisch ver-
nichtet werden. . .

. Führt die Prüfung des Fleisches bei der Nahrungsmittel-
kontrolle zwar nicht zu einer Beanstandung auf Grund des
Nahrungsmittelgejetzes,«ergibt sich aber, daß bei der Fleisch-
befchau Unregelmäßigkeiten vorgekommen sind, so sind die e
Unregelmäßigkeiten zur Sprache zu bringen unb, soweit es
sich nicht um,germgfugige Versehen handelt, zu verfolgen.

Der Minister für Landwirtschaft. Domanen und Forsten.
In Vertretung : .Si ü ft e r.

Der Minister des·Jnnern.
Im Auftrage: ziirchner
- . _ Oels, den 20. August 1914.

Borstehenden Erlaß bringe ich zur Kenntnis der Fleisch-
befchauer und Ortspolizeibehörden

Sir. 430. Berlin, den 21. August 1914.
Bekanntmaihung.

Vielfach wird darüber geklagt, daß die Preise für Lebens-
imittel auch im Großhandel unangemessen erhöht worden
eien.

Solche Preistreibereieii waren schon verwerflich, als ksie in
der ersten Besturzung uber die unvermeidlichen Ver ehrs-
beschränkungen erfolgten, _er iiotigen zu scharfen Gegenmaß-
regeln, falls sie jetzt angesichts der Verkehrserletchterungen und
des Standes der Ernte fortgesetzt werden.

Um den Kleinhandel und die Verbraucher vor Ueber-
teuerung zu fchützen, werden, da wo es nötig fein sollte, Höchst-
preise für den Großhandel»feftgefetzt werden. Nach dem Ge-
setze kann alsdann die Behorde die Vorräte übernehmen und
zu den«feftgefetzten Hochstpreifen auf Rechnung und Kosten
des Besitzers verkaufen, wenn dieser sich weigert, zu den Höchst-
preifen zu verkaufen. . · ·

Bei der Festsetzung von Hochftpretfen wtrd die normale
Marktlage maßgebend fein und auf vorangegangene Preis-
treibereien keine Ruyksicht enoinmen werden.

Der Minister f r Handel und (Bewerbe.
· Oels, den 28. August 1914.

Die Ortsbehörden haben die··Bekanntmachung zu Ver-
öffentlichen. 6ollte sich das Bedürfnis zur Festsetzung von
Höchftpretfen im Großhandel ergeben, so ist mir Bericht zu

ß

 erftatten.

 

Sir. 431. Oels, den 2. September 1914.
Jch habe die Schankwirthfchaft des Schaiikwirths Hilfe

in Hundsfeld heute schließen lassen, weil dort wiederholt die
Polizeistunde überschritten worden ist und nachgewiesener-
maßen Militärpersonen betrunken gemacht worden sind. Der
Gaftwirth ist dem Kriegsgericht übergeben worden und sieht
seiner Bestrafung mit Gefängnis entgegen.

Die Gast- und Schankwirthe mögen sich dies zur Warnung
dienen lassen.

Nr. 432. Berlin, W. ben 24. Juli 1914.
Die Sir. 28 ber Ausführungsanweifung zum Hausarbeit-

gesetz vom 16. März 1912 (H. M. Bl. 6. 94 unb Amtsblatt,
Regierung Breslau, Sonderbeilage a zu Stück 16 für 1912)
erhält als Adfatz 2 folgenden Zusatz: «

„(Ergibt sich aus den Verzeichnifsen, daß Hausarbeiter,
Zwischenineister oder Ausgeber in einem anderen Bundes-
ftaate beschäftigt werden, so hat die Ortspolizeibehörde die
Namen dieser Personen unter Angabe der Betriebsftätte der
Ortspolizeibehörde des Befchäftigungsorts in dem anderen
Bundesftaate mitzuteilen. Die in gleicher Weise aus anderen
Bundesstaaten eingehenden Mitteilungen über die in Preußen
beschäftigten Hausarbeiter, Zwischenmeifter und Ausgeber
hat die Ortspolizeibehörde zur Kenntnis des Gewerbeinfpektors
zu bringen.“

Der Minister für Handel und Gewerbe.
J. .: von Meyeren.

Oels, den 26. August 1914.
Vorftehenden Erlaß bringe ich hiermit zur Kenntnis der

Ortspolizeibehörden

Sir. 433. Breslau, den 23. Juli 1914.

Polizeiverordnung.
Auf Grund der §§ 137, 139 unb 140 bes Gesetzes über die

allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Ge·fe fammL
6. 195) unb ber §§ 6, 12 und 15 des Gesetzes uber die olizei-
verwaltung vom 11. März ·185·0 (Gefetzfamml. S. 265) wird
unter Zustimmung des Provinzialrates für den Umfang der
Provinz Schlefien bestimmt:

Etnziger Paragraph:
Die Polizeiverordnung betreffend den Transvort, Verfand

und Verkauf von Krebsen, vom 4. April 1892 (Amtsblatt der
siöniglichen Regierung zu Breslau fur 1892 6. 173) wird hier-
mit aufgehoben.

Die Polizeirzeroifrtdnung tritt mit dem Tage ihrer Ver-
ö entli un in ra .
ff d) g Der Oberpräsident.

I. A.: A ig.
els, den 21. August 1914.

Vorstehende Polizeiverordnung bringe ich hiermit zur
öffentlichen Kenntnis

Sir. 434. Oels, den 29.·August 1914.
Zwei Bullen des Freistellenbesitzers Ernst Püfchner in

Wilhelminenort im Alter von 1 und 13/4 Jahren— fchwarzschedtig,
Kreuzung von Oldenburger und schlesifcher Landrafse —- stnvd
am 26. August d. Is. außerterminlich gekört worden. Die
Körung gilt nur bis zu den im Herbst d. Is. ftattfindenden
allgemeinen Körterminen

Nr. 435. Oels, den 27. August 1914.
Die Hebammestelle in Briese ist vakant. Geeignete Be-

werberinnen, die sich als Hebamme ausbilden lassen wollen,
können sich melden.

Sir. 436.

 

Oels, den 20. Auguft 1914.

Personal-Chronik
Verpflichtet: der Brennereiverwalter Friedrich David als

Waisenrath für den Gutsbezirk Ober Nieder Muh-
latfchütz. .. ‚

Bestätigt: der Bauergutsbefitzer Paul Kuhn als Gemeinde-
vorfteher der Gemeinde Langenhof; der Stellenbe-
sitzer Wilhelm Stoppe als Gemeindevorfteher von
Schwundnig.

Der Königliche Landrath.
Graf Kospoth.
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B. Bekanntmachungen anderer Behörden.

Kriegsbefehll
Sämtlichen Gastwirten des Kreises Oels ist es verboten,

Schnaps den Landsturmleuten des Landsturmbataillons Oels
zu verabfolgen.

von Raumer.

Bekanntmachung.
Die im Landwehrbezirk Oels vorhandenen Mannschasten

des Beurlaubtenstandes der Gardeanfanterie, Garde-Jäger
und Schützen, Garde-Maschinengewehr-Truppen, Garde-Kaoal-
lerie, Garde-Feldartillerie, Garde-Pioniere, Garde-Fußartillerie
und des Garde-Trains, außer Landsturm und Garnisondienst-
unfähige werden aufgefordet, sich unverzüglich bei den Ersatz-
truppenteilen derjenigen Regimenten pp. (Fußartilleristen beim
Garde-Fußartillerie-Regiment bezw. der Fußartillerie-Schieß-
schule, Trainmannschaften beim Garde-Train-Bataillon) zu
melden, bei denen sie aktio gedient oder zu deren Beurlaubten-
stand sie überwiesen worden sind.

Vor Abfahrt Meldung beim Bezirkskommando Oels.
Oels, den 29. August 1914.

KgL Bezirkskonimando.

Berliu C 2, den 21. August 1914.
Aufruf!

Junge Leute im 17. Lebensjahr, die voraussichtlich mit
vollendetem 17. Lebensjahr felddienstfähig sein werden, können  

bis zum Uebertritt zur Truppe in der neu errichteten Militär-
Vorbereitungsanstalt des Gardekorps zu Bots-
dam militärisch ausgebildet werden. Eine Verpflichtung, über
die gesetzliche Dienstpflicht hinaus zu dienen, wird nicht gesordert.

Anmeldungen sind sofort an das zugehörige Bezirks-
kommando oder die militärische Vorbereitungsanstalt, Potsdam,
Unterofsizierschule, Jägerallee 10 —- Meldung im Geschäfts-
zimmer — direkt zu richten unter Vorlage einer beglaubigten
Einverständniserklärung des Vaters oder gesetzlichen Vertreters
und polizeilichen Führungszeugnisses.

Die Bewerber müssen vollkommen gesund und frei von
körperlichen Gebrechen und wahrnehmbaren Anlagen zu chro-
nischen Krankheiten sein.

Von kleineren nicht entehrenden Strafen kann ausnahms-
weise abgesehen werden.

Loe wenfeld, General der Infanterie,
General-VAdjutant Sr. Majestät des Kaisers und Königs

und stellvertretender kommandierender General

KakiosselversocgungverFestunggstavtheglau
Angebote von gut Verlesenen, haltbaren. weißen Speise-

kartofseln, mbglichst aus leichten Böden, nicht unter 1000 Zent-
nern, frei Bahn oder frei Einmietungsstelle Breslau unter An-
gabe ber Sorten —- Postmuster erwünscht —- erbeten an den
Jiagistrat Vreslau, Bureau XVIII, Rathaus, Zimmer 66.

Der Verpflegungsausschuß. Seition III.

 


